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Erkenntnisse aus Ermittlungsverfahren gegen 52 Personen 
(I960 = 78, 1979 = 59) bestätigen wiederum, daß die Ständige 
Vertretung der BRD in der DDR ihre 3efugnisse mißbraucht.
Es werden

DDR-Bürger in den Räumlichkeiten der Vertretung su 
Gesprächen empfangen und 2. T. postalisch su Besuchen 
aufgefordert; über sie Akten angelegt und gezielte In
formationserkundung über Ausreiseforderungen von DDR- 
Bürgern und Reaktionen staatlicher Organe der DDR hierau 
betrieben, Schriftstücke mit 2. T. diskriminierenden 
Inhalt gegen die DDR entgegengenommen;

eine Weiterleitung dieser Informationen an das Bundes-11man ist erium iur 'inneraeut seine Besienungen" sowie anaere 
Dienststellen zugesichert bzw. aufgefordert, über Ver
wandt e/Bekannte in der BRD oder in Westberlin diese Ver
bindung auf zunehnien;

K. - 4 ?beim Verlassen der Ständigen Venf^^üärg der BRD DDR-Bürg 
vor Kontrollen durch die^eutsche^volkspolizei gewarnt.

läsr

erwerb eind^^Mßfangreichen Schmuggel insbesondere von 
hochwertigen Konsumgütem zwischen Westberlin und der DD 
betreibt.

Tn- Einzelfällen festgestellte Aktivitäten weiterer diploma- 
tischer Vertretungen in der DDR bestanden darin, daß

die USA-Botschaft DDR-Bürger im Zusammenhang mit ihren 
Ausreiseforderungen an die Ständige Vertretung der 3RD 
verwies;
die schwedische Botschaft Fürsprache bei Verhandlungen 
mit der DDR zusagte;
ein Mitarbeiter der österreichischen Botschaft "Anträge 
für E'inwanderungsbewerber" zum Ausfällen übergab und 
empfahl, entsprechende Anträge bei den Staatsorganen 
der DDR einzureichen und
Mitarbeiter der albanischen Botschaft in der DDR einem 
DDR-Bürger antisozialistisches Schriftmaterial übergaben


